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Positionspapier zum Handlungsbedarf bei der Umsetzung des Art. 24 der UN-Konvention über die Rechte von Menschen mit Behinderung (BRK ) in Bayern

Nach dem In-Kraft-Treten der UN-Konvention über die Rechte von Menschen mit Behinderung (Behindertenrechtskonvention, BRK) in Deutschland am 26.3.2009 hat der Bayerische Kultusminister  diverse Neuerungen angekündigt, darunter eine „Stärkung des Elternwahlrechts“ . Die neuen Schlagworte lauten:  „Inklusion durch Kooperation“ . Angekündigt wurde auch, dass Schüler mit dem Förderschwerpunkt emotionale und soziale Entwicklung von der Inklusion ausgeschlossen sein sollen.

Die Landesarbeitsgemeinschaft (LAG) Gemeinsam leben – gemeinsam lernen sieht für Bayern folgenden Handlungsbedarf zur Umsetzung der BRK im Bildungsbereich:

In Bayern werden ca. 80 % der Schüler mit besonderem Unterstützungsbedarf aus dem allgemeinen Bildungssystem ausgeschlossen. Die UN-Konvention fordert ein inklusives Schulsystem. Dies bedeutet: die Unterschiedlichkeit der Schüler wird als Normalität akzeptiert und die Unterrichtsmethodik so angepasst, dass jedes Kind nach seinen Fähigkeiten individuell gefördert werden kann. Nur so können Chancengerechtigkeit und Chancengleichheit eines Bildungssystems gewährleistet werden.

Die vom Bayerischen Kultusministerium propagierte „Inklusion durch Kooperation“ ist nicht zielführend. Die in Bayern üblichen Kooperationsmodelle (Außenklassen von Förderschulen an allgemeinen Schulen) wurden entwickelt, um eine systemische Veränderung des allgemeinen Bildungssystems zu umgehen. Inklusion und Kooperation schließen sich gegenseitig aus, weil  Kooperation ein Festhalten an einem aussondernden Bildungswesen bedingt, das nicht bereit ist sich mit der Vielfalt der Schüler auseinanderzusetzen.

Erforderlich ist daher ein weitgehender Umbau der Förderschulen zu Kompetenzzentren ohne Schüler, die die Unterrichtung der Schüler in ihrem wohnortnahen Umfeld durch Beratung der Lehrkräfte vor Ort unterstützen und begleiten.

Hierzu fordern wir:

1. Vom Bayerischen Kultusminister als derzeit Vorsitzenden der Kultusministerkonferenz die Ersetzung der „nationalen Bildungsstandards“ durch „inklusive Bildungsziele“, die für alle Schüler gleichermaßen gelten und nicht  400.000 Sonderschüler von vornherein vom Anspruch auf Bildung ausschließen.

Die Erarbeitung „inklusiver Bildungsziele“ impliziert einen neuen Bildungsbegriff, in dem für „Sitzenbleiben“,  „Abschulen“ und  „Aussondern“ von Schülern kein Raum mehr besteht. Sie umfassen nicht nur Wissensvermittlung, sondern Persönlichkeitsbildung, kritisches Denken sowie künstlerische, sportliche und gemeinnützige Aktivitäten.

2. Bereitstellung individueller Hilfen

Individuelle Förderung setzt voraus die bedarfsgerechte Ausstattung allgemeiner Schulen mit pädagogisch qualifizierten Zweitkräften (z.B. ErzieherInnen oder HeipädagogInnen)

Für Schüler mit Behinderung bzw. für Schüler mit dem Förderschwerpunkt emotionale und soziale Entwicklung müssen (die kommunal finanzierten) Assistenzpersonen bereitgestellt werden, ohne dass Eltern  wie bisher gezwungen sind  als Arbeitgeber zu fungieren, um die Unterrichtung ihrer behinderten Kinder an einer allgemeinen Schule zu gewährleisten.

3. Abschaffung der Leistungsbeurteilung in der bestehenden Form.

Individuelle Förderung schließt den Vergleich der Schüler untereinander aus, erforderlich sind neue Formen der individuellen Leistungsbeschreibung

4. Abschaffung  sonderpädagogischer Gutachten und somit Verzicht auf die Erhebung und schriftliche Erfassung  umstrittener persönlicher Daten, darunter Intelligenzquotienten sowie sonstige Informationen, die unter den Schutz des Rechts auf informationelle Selbstbestimmung fallen.

Sonderpädagogische Gutachten und vergleichende Standardtests haben in     einem inklusiven Schulsystem  keinen Platz. 

Schulische Diagnostik hat für alle Schüler gleichermaßen zu erfolgen, d.h.  ist ausschließlich Aufgabe der Lehrer an den allgemeinen Schulen, die alle Schüler gleichermaßen einer lernprozessbegleitenden Beurteilung unterziehen.

Aufgabe der Sonderpädagogen ist ausschließlich die Unterstützung der Schüler im Lernprozess etwa durch Beratung der Lehrkräfte an den allgemeinen Schulen.

Diagnostik zur Ermittlung einer Behinderung bleibt der Medizin vorbehalten und unterliegt den dortigen Ethik-Richtlinien sowie den dort gesetzlich geregelten  Einschränkungen (Gendiagnostikgesetz).

5. Bereitstellung von Mitteln zur Finanzierung der Barrierefreiheit an Schulen

6.  Novellierung der Lehrerbildung unter Streichung des Begriffs "sonderpädagogischer Förderbedarf".    

Der Begriff "sonderpädagogischer Förderbedarf" legt nahe, dass die Förderung behinderter Kinder nur durch Sonderpädagogen möglich sei. Die Wissenschaft unterscheidet jedoch nicht zwischen den Lernvorgängen behinderter und nichtbehinderter Menschen, für alle Menschen gelten die gleichen wissenschaftlichen Grundlagen. Lernvorgänge sind sehr individuelle Vorgänge. Individualisierter Unterricht und die Aufstellung individueller Förderpläne gehört daher zur Aufgabe aller Lehrer, nicht nur der Sonderpädagogen. Dies muss auch entsprechend zu einer Neuausrichtung der gesamten Lehrerausbildung führen.

     7.    Sukzessiver Aufbau eines inklusiven Bildungssystems

            Kinder mit derzeit noch sog. "sonderpädagogischen Förderbedarf Lernen und 

            Sprache" haben bereits jetzt das Recht, jederzeit in die Regelschule zu wechseln,

            ihre Eltern werden aber meist nach wie vor von den offiziellen Stellen anders bera-

            ten. Die LAG fordert deshalb, dass ab dem Schuljahr 2011/2012 in den Förderzen-

            tren Lernen und Sprache keinen neuen ersten Klassen mehr gebildet werden und

            die dadurch freiwerdenden personellen Ressourcen den Regelschulen zur Verfü-

            gung gestellt werden, um den Unterricht besser individualisieren zu können. Eine

            sukzessive Auflösung der Förderschulen für Kinder mit Förderbedarf in der sozia-

            len Entwicklung soll durch Unterstützung dieser Kinder durch persönliche 

            Assistenzen erreicht werden. Die anderen Förderschulen für Kinder mit Förder-

            bedarf geistige Entwicklung, körperlich-motorische Entwicklung und Sehen und

            Hören sollen langfristig als Kompetenzzentren mit einen mobilen, sonderpäda-

            gogischen Dienst erhalten werden, aber sich zu Schulen ohne Kinder entwickeln.

            Den Eltern der Kinder mit Förderbedarf in diesen Bereichen soll ab dem Schuljahr

            2011/2012 ein uneingeschränktes Elternwahlrecht gewährt werden, ob sie ihre

            Kinder alternativ in eine Regelschule oder weiter in eine Förderschule geben 

            wollen.

Vereinssitz: München, Registernummer beim Amtsgericht München 14318

Anschrift des Vereins: Mariahilfanger 11, 93179 Brennberg, Tel.-Nr.: 089 – 1 29 52 73

Bankverbindung: Raiffeisenbank Nürnberg eG, BLZ: 760 606 18, Kontonummer 1 61 61 61 


